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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Handwerkszählung 1968 
(Handwerkszählungsgesetz 1968) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 311. Sitzung 
am 30. Juni 1967 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des BundesraLes ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Drucksache V/2083 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Handwerkszählung 1968 
(Handwerkszählungsgesetz 1968) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Im Jahre 1968 wird eine Handwerkszählung als 
Bundesstatistik durchgeführt. Ihr geht eine Ermitt- 
lung von Angaben zur Kennzeichnung und Zuord- 
nung der Betriebe voraus. 

§ 2 

Auskunftspflichtig sind die in die Handwerks- 
rolle eingetragenen natürlichen und juristischen 
Personen und Personengesellschaften. 


(1) Die Handwerkskammern stellen den für die | 

Durchführung der Zählung zuständigen Landesbe- : 
hörden die Anschriften der nach § 2 auskunftspflich- ^ 
tigen Personen und Personengesellschaften auf An- I 
forderung zur Verfügung. | 

(2) Soweit bei der Durchführung der Zählung 
Handwerkskammern und Kreishandwerkerschaften 
zur Mitwirkung herangezogen werden, gelten die 
Vorschriften des § 12 Abs. 1 und des § 13 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke auch für 
ihre Organe und Bediensteten. 

§ 4 

(1) Die Zählung erfaßt bei allen Handwerksbe- 
trieben folgende Tatbestände: 

1. die Rechtsform, i 

2. die Eigenschaft des Inhabers als Vertrie- 

bener oder Deutscher aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone oder dem Sowjet- 
sektor von Berlin, 1 

j 

3. die Art der ausgeübten Tätigkeiten, i 

4. das Vorhandensein von Zweigniederlas- j 

sungen, j 


5. die beschäftigten Personen im Jahre 1967 
und 1968, 

6. den Umsatz im Kalenderjahr 1967. 

(2) Außerdem werden bei höchstens 200 000 der 
in Absatz 1 angeführten Betriebe zusätzlich folgende 
Tatbestände erfaßt: 

1. die Löhne, Gehälter und Sozialaufwen- 
dungen im Kalenderjahr 1967, 

2. der Material- und Wareneingang im Ka- 
lenderjahr 1967, 

3. der Material- und Warenbestand am Ende 
der Kalenderjahre 1966 und 1967, 

4. der Wert der vergebenen Lohnarbeiten im 
Kalenderjahr 1967, 

5. die Zusammensetzung des Umsatzes und 
die Absatzrichtung im Kalenderjahr 1967, 
im Baugewerbe außerdem die Jahresbau- 
leistung im Kalenderjahr 1967, 

6. der Wert der erworbenen, der selbst- 
erstellten und der verkauften Sachanlagen 
im Kalenderjahr 1967.. 

§ 5 

Die Weiterleitung von Einzelangaben nach § 12 
Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke durch die erhebenden Behörden an die für 
die Wirtschaft zuständige oberste Bundes- und Lan- 
desbehörde ohne Nennung des Namens des Aus- 
kunftspflichtigen ist zugelassen. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Das Handwerk stellt mit seinen fast 700 000 Betrie- 
ben, in denen annähernd 4 Millionen Beschäftigte 
tätig sind, einen Wirtschaftsbereich dar, der sich in 
der hochindustrialisierten Volkswirtschaft gut be- 
hauptet hat und seinen Anteil am Sozialprodukt 
auch während der letzten Jahre noch stetig steigern 
konnte. Die vielfältig handwerklich ausgeübten Tä- 
tigkeiten, wie die Zulieferung für die industrielle 
Fertigstellung, die Erzeugung für den unmittelbaren 
Verbrauch in den Haushalten, die Reparatur- und 
Dienstleistungen unterliegen in immer schnellerer 
Folge den technischen und marktwirtschaftlichen 
Veränderungen. Mit seinem hohen Anteil an Klein- 
und Mittelbetrieben stellt das Handwerk eine 
typische Gruppe des gewerblichen Mittelstandes dar 
und verdient daher eine umfassende Darstellung sei- 
nes wirtschaftlichen und sozialen Bestandes im Rah- 
men der Gesamtwirtschaft durch in regelmäßigen 
Abständen erfolgende Zählungen. Die Zählungen 
bilden gleichzeitig die Grundlage für die Durchfüh- 
rung der kurzfristigen Statistik über Beschäftigung 
und Umsätze im Handwerk, zu der nur ein begrenz- 
ter Kreis von Handwerksbetrieben herangezogen 
wird. Mit Hilfe der aus den Zählungen gewonnenen 
Strukturdaton wird die vierteljährlich erhobene 
Handwerksberichterstattung fortgeschrieben. 

Die Durchführung der Zählung erweist sich für das 
Jahr 1968 auch deshalb als notwendig, weil durch 
ein Schreiben des Präsidenten der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft an den Herrn 
Bundesminister des Auswärtigen vom 6. Februar 
1967 eine Wiederholung eines Zensus für das Pro- 
duzierende Gewerbe im Jahre 1968 angeregt wurde. 
Diese Zensen kennen nicht die Unterscheidung nach 
Industrie und Handwerk, so daß die größeren 
Handwerksbetriebe in das Erhebungsprogramm mit 
den umfassenderen Anforderungen einzubeziehen 
sind. Um zu vermeiden, daß die kleineren Hand- 
werksbetriebe mit Fragen belastet werden, die sie 
nur schwer beantworten können, wird eine der 
Handwerkszählung vorangehende Ermittlung zur 
Feststellung der Betriebsgrößen notwendig. Für die 
Anschriften zu dieser Vorerhebung sollen die Un- 


terlagen aus den Handwerksrollen herangezogen 
v/erden können, wie es in den bisherigen Zählungen 
bereits üblich war. 

Gegenüber der im Jahre 1963 durchgeführten Er- 
hebung im Handwerk wurden einige Kürzungen im 
Fragenkatalog erzielt. Bei allen Betrieben wird nach 
den Grundmerkmalen Beschäftigung und Umsatz ge- 
fragt. Bei höchstens 200 000 Auskunftspflichtigen 
werden weitere Angaben ermittelt, die die hand- 
werklichen Tätigkeiten und ihre Zweckbestimmung, 
die Feststellung der Nettoleistung, die Personal- 
kosten und die für das Wachstum wesentlichen In- 
vestitionen umfassen. Diese Ergebnisse werden mit 
den entsprechenden Daten aus der Industrie zu 
einem Gesamtbild des Produzierenden Gewerbes zu- 
sammengefaßt. Die vorgesehene Vorbefragung wird 
ein zeitliches Auseinanderfallen von allgemeiner 
und repräsentativer Erhebung verhindern, die letzt- 
lich zu erheblicher Verzögerung bei der Erstellung 
der Ergebnisse aus dem Zählungswerk geführt hatte. 

* 

Die Durchführung des obengenannten Gesetzes wird 
nach einer Schätzung des Statistischen Bundesamtes 
folgende Kosten erfordern: 


Länder Millionen DM 

persönliche Kosten 8,3 

sächliche Kosten 1,6 



insgesamt . . 

. . 9,9 

Bund 



persönliche Kosten . 
sächliche Kosten 


.. 1,5 

.. 0,4 


insgesamt . . 

.. 1,9 

Bund und Länder 



persönliche Kosten . 
sächliche Kosten . . . 


to CD 

O 00 


insgesamt . . 

.. 11,8 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Entschließung 

Der Bundesrat weist erneut auf die Kosten hin, die ^ 
den Ländern und Gemeinden durch statistische Er- ! 
hebungen entstehen. Diese Mehrbelastungen kön- | 
nen Länder und Gemeinden nicht allein tragen. Das 
Gewicht der finanziellen Belastungen kann bei der 
Häufung statistischer Erhebungen einschließlich der 
in den nächsten Jahren zu erwartenden Statistiken 
nicht an den Kosten der einzelnen Statistik ge- 
messen werden. Vielmehr sind für die Frage, ob 
die Höhe der Belastungen entsprechend der Rege- 
lung in § 10 des Volkszählungsgesetzes 1961 Fi- 
nanzzuweisungen nach Artikel 106 Abs. 5 GG 
rechtfertigt, die Kosten für die Gesamtheit der 
Statistiken entscheidend. Die auf Länder und Ge- 
meinden entfallenden Belastungen durch das Woh- 
nungszählungsgesetz, das Handwerkszählungsge- 
setz, den Zensus für das produzierende Gewerbe, 
die Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater 
Haushalte und das Handelszählungsgesetz belaufen 
sich auf rd. 100 Millionen DM. Angesichts dieser 
Größenordnung greifen die Vorbehalte der Bun- 
desregierung, die sie in ihrer Stellungnahme zu der 
Entschließung des Bundesrates zum Entwurf des 
Wohnungszählungsgesetzes 1968 erhoben hat (vgl. 
Anlagen 2 und 3 der Drucksache V/1813) nicht durch. 

Der Bundesrat kann seine Zustimmung zu den ge- 
nannten Gesetzentwürfen nur unter der Voraus- 
setzung in Aussicht stellen, daß der Bund 50 v. FL 
der den Ländern und Gemeinden entstehenden 


: Kosten durch Finanzzuweisungen an die Länder 
I vergütet. 

I 2. § 3 

Absatz 2 ist am Ende wie folgt zu fassen: 

„. . . auch für die Mitglieder ihrer Organe und für 

ihre Bediensteten." 

i 

Begründung 

Die Strafandrohung muß auf bestimmte natürliche 
Personen abgestelit werden. 

3. § 4 

I a) Absatz 1 Nr. 2 ist zu streichen. 

I Begründung 

I Die Eigenschaft als Vertriebener oder Deut- 

scher aus der sowjetischen Besatzungszone oder 
dem Sowjetsektor von Berlin ist für den Ver- 
I gleich innerhalb der EWG ohne Belang. 

^ b) In Absatz 2 ist die Zahl „200 000" durch die 
Zahl „150 000" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Bundesregierung hat die Notwendigkeit 
dieser Ausweitung des Kreises der zu befragen- 
den Betriebe nicht begründet. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu der Entschließung und den Änderungsvorschlä- | 
gen, die der Bundesrat in seiner 311. Sitzung am ; 
30. Juni 1967 beschlossen hat, nimmt die Bundes- 
regierung wie folgt Stellung: 

Zu Nummer 1 (Entschließung) 

Die Bundesregierung verweist auf die dem allge- 
meinen Lastenverteilungsgrundsatz des Artikels 106 
Abs. 4 Nr. 1 GG entsprechenden Vorschrift des § 8 
des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
i. d. F. des § 4 des Vierten Überleitungsgesetzes 
vom 27. April 1955. Nach dieser mit Zustimmung 
des Bundesrates ergangenen Vorschrift werden die 
Kosten der Bundesstatistiken, soweit sie bei den 
Bundesbehörden entstehen, vom Bund, im übrigen 
von den Ländern getragen. 

Die Bundesregierung hält an ihrer bereits zur Ent- 
schließung des Bundesrates zum Entwurf des Woh- 
niingszählungsgesetzes 1968 abgegebenen Stellung- 
nahme fest, daß Finanzzuweisungen des Bundes 
nach Artikel 106 Abs. 5 GG nur gewährt werden 
können, wenn die Belastung der Länder so groß ist, 
daß die Voraussetzungen für die Änderung des 
Beteiligungsverhäitnisses an den Gemeinschafts- 
steuern erfüllt sind. Die den Ländern zur Durchfüh- 
rung des Flandwerkszählungsgesetzes entstehenden 
Kosten werden nach den Schätzungen des Statisti- 
schen Bundesamtes etwa 10 Millionen DM betra- 
gen, die sich voraussichtlich auf drei Jahre verteil 
len. Die Voraussetzungen für eine Änderung des 
Beteiligungsverhältnisses an den Gemeinschafts- 
steuern sind hierdurch nicht gegeben. 

Auch die vom Bundesrat dargestellte Gesamtbe- 
lastung von Ländern und Gemeinden durch das 
Wohnungszählungsgesetz, das Handwerkszählungs- 
gesetz, den Zensus für das produzierende Gewerbe, 
die Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater 
Haushalte und das Handelszählungsgesetz können 
Finanzzuweisungen des Bundes nicht rechtfertigen. 
Die Belastung von Ländern und Gemeinden durch 
die genannten Gesetze verteilt sich auf die Jahre 
bis 1970 und wird auch im Rechnungsjahr 1968, dem | 


I Jahr der stärksten Belastung, lediglich etwas über 
I 50 Millionen DM liegen. Die auf die einzelnen Rech- 
nungsjahre entfallenden Beträge verteilen sich je- 
weils weiter auf die einzelnen Gebietskörperschaf- 
ten. Die danach von diesen in den einzelnen Rech- 
nungsjahren zu tragenden Mehrbelastungen können 
Finanzzuweisungen nach Artikel 106 Abs. 5 GG 
nicht begründen. Im übrigen berücksichtigen der- 
artige Forderungen nicht die Haushaltstage des 
Bundes, die nach Artikel 106 Abs. 4 GG der Haus- 
haltslage der Länder gegenüberzustellen ist. 

Der Regelung des § 10 des Volkszählungsgesetzes 
1961 lagen — wie bereits in der Stellungnahme zur 
Entschließung des Bundesrates zum Wohnungszäh- 
lungsgesetz 1968 betont — andere Verhältnisse zu- 
grunde. 

Zu Nummer 2 (§ 3 Abs. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag zu. 

Zu Nummer 3 Buchstabe a (§ 4 Abs. 1 Nr. 2) 

Die Eigenschaft als Vertriebener oder Deutscher aus 
der sowjetischen Besatzungszone oder dem Sowjet- 
sektor von Berlin ist für den Vergleich innerhalb 
der EWG ohne Belang. Jedoch kann die Bundes- 
regierung auf die besondere Erfassung dieser Per- 
sonengruppen im Handwerk nicht verzichten, weil 
die Ergebnisse der Zählung Aufschluß über die Ein- 
gliederung dieser Handwerksbetriebe in die mittel- 
ständische Wirtschaft und damit über den Erfolg 
der bisherigen Maßnahmen geben. 

Zu Nummer 3 Buchstabe b (§ 4 Abs. 2) 

Obwohl durch die besondere Berücksichtigung der 
Handwerksbetriebe mit Handelsfunktionen eine 
höhere Repräsentation als 150 000 Betriebe bei der 
Darstellung nach Ländern angemessener wäre, 
stimmt die Bundesregierung dem Änderungsvor- 
I schlag zu. 
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